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Ja zur europäischen Menschenrechtskonvention

Der Zufall wollte es, daß nur einen Tag, nachdem die Schweiz dem Freihandelsabkommen

mit der EWG zugestimmt hatte, eine weitere wichtige außenpolitische
Entscheidung fiel: Der Ständerat hat im Anschluß an den Nationalrat zur
Unterzeichnung der europäischen Menschenrechtskonvention grünes Licht gegeben.
Zwar ist die Schweiz schon seit fast zehn Jahren Mitglied des in Straßburg ansässigen

Europarates; doch fehlt noch immer die Annahme seines wichtigsten
Vertragswerkes, der Menschenrechtskonvention. Hindernisse waren vor allem das
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Fehlen des Frauenstimm- und -Wahlrechts sowie die konfessionellen Ausnahmeartikel.

Vorerst wird die europäische Menschenrechtskonvention (mit gewissen
Vorbehalten) nur unterzeichnet; die Ratifizierung ist nach der Volksabstimmung
über die konfessionellen Ausnahmeartikel (Klosterartikel und Jesuitenverbot) im
nächsten Jahr vorgesehen. Bundesrat und Parlament rechnen offenbar bestimmt
damit, daß diese unseres Rechtsstaates unwürdigen Ausnahmeartikel durch den
Souverän aufgehoben werden. gk

Ein wichtiger Vorstoß für die AHV-Rentner

In einer gemeinsamen Eingabe an das Eidg. Departement des Innern haben der
Schweizerische Gewerkschaftsbund und die Sozialdemokratische Partei der
Schweiz eine Anpassung der AHV- und IV-Renten sowie der Ergänzungsleistungen

an die am 3. Dezember 1972 angenommene Verfassungsgrundlage verlangt.
Die beiden Organisationen gehen vom Grundsatz aus, daß all jenen, die
altershalber nicht mehr vom neuen großzügigeren System der Altersvorsorge profitieren
können, ein gewisser Ausgleich zuzugestehen sei. Um dies zu erreichen, sind nach
Auffassung des SGB und der SP Schweiz folgende Voraussetzungen zu schaffen:

Der Beschluß der eidgenössischen Räte, wonach die Neurentner auf den 1.

Januar 1975 eine 25prozentige Rentenerhöhung bekämen, die Altrentner jedoch
nur 20 Prozent, ist ungerecht und daher zu revidieren. Alle Renten der AHV und
IV sollett per 1. Januar 1975 um 25 Prozent angehoben werden.

Da die Ergänzungsleistungen jenen, die über keine zweite oder dritte Säule der
Altersvorsorge verfügen (Pensionskasse bzw. private Ersparnisse), in einem gewissen

Ausmaß ebenfalls die Weiterführung der gewohnten Lebenshaltung sichern
sollen, sind diese nochmals zu erhöhen. Finanziell dürfte eine solche Maßnahme
nicht allzu stark ins Gewicht fallen und würde zudem nur einen vorübergehenden

Charakter aufweisen. Sobald nämlich die zweite Säule (Pensionskassen)
einigermaßen zum Tragen kommt, werden Ergänzungsleistungen nur noch selten
notwendig sein.

Die neue Verfassungsbestimmung, wonach die laufenden Renten der AHV und
IV zu indexieren sind, sollte angesichts der zurzeit hohen Teuerungsrate sofort in
Kraft gesetzt werden: Dadurch könnten die Renten nötigenfalls schon vor dem
Jahre 1975 teuerungsmäßig angepaßt werden. Dies als Voiwegnahme der
Rentenerhöhungen 1975.

Die verfassungsrechtlich garantierte Möglichkeit einer Gewährung von
Sachleistungen im Bereiche der AHV ist möglichst rasch zu realisieren. Damit können
zum Beispiel finanzielle Engpässe für Invalide, die teure Hilfsmittel erwerben
müssen, gemildert werden. Auch im Bereiche des sozialen Wohnungsbaus sollte
für Betagte mehr getan werden.
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